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Inmitten der schlimmen Wirtschaftskrise kämpft Erdoğan um die Macht. Bei den 

Wahlen in der Türkei wird es eng für ihn, der Präsident ist angezählt. 

Das Wichtigste im Überblick 

 

Er galt viele Jahre als der Grund dafür, daß es den Menschen in der Türkei wirtschaftlich 

besser ging – aber diese Zeiten sind vorbei. Der türkische Präsident Recep Tayyip Erdoğan 

ringt mit einer Wirtschaftskrise, die er zum größten Teil selbst verschuldet hat. Die Folgen 

seiner Wirtschaftspolitik: sie sind verheerend. 

 

Die Landeswährung Lira stürzt seit Jahren immer weiter ab, unabhängige Institute schätzen 

die Inflation im Land auf 140 Prozent. Für viele Türkinnen und Türken ist der Gang 

zum Supermarkt ein Schrecken geworden. Lebensmittel werden immer teurer, Händler 

kommen mit dem Umettiketieren der Preise kaum hinterher, wer es sich leisten kann, kauft 

Essen auf Vorrat. 

 

Trotz dieser fundamentalen Krise ist Erdoğan nicht abgetreten, er sitzt weiter fest im Sattel. 

Zumindest bislang. Denn bei der Präsidentschaftswahl im Mai könnte er dann doch die 

Quittung für seine politischen Fehler bekommen. Niemals zuvor in Erdoğans Amtszeit hatte 

eine geschlossene Opposition so gute Chancen auf einen Machtwechsel. Zugleich kämpft der 

Präsident mit unfairen Mitteln. Er weiß: Es ist sein Endspiel um die Macht – und genau das 

kann zu einer ernsten Gefahr für die Türkei werden. 

 

Der Wahlkampf: Erdoğan füllt Fußballstadien 

In seiner politischen Laufbahn konnte sich Erdoğan bis jetzt auf eines immer verlassen: Er ist 

ein guter Wahlkämpfer. Trotz der wirtschaftlichen Probleme seines Landes kann der Präsident 

noch immer Stadien und Plätze mit seinen Anhängerinnen und Anhängern füllen. 

 

Bei seinen Veranstaltungen im Januar stand Erdoğan wie so oft vor einem Fahnenmeer, 

Tausende Menschen jubelten ihm zu. Der 68-Jährige schimpfte gegen die Opposition, gegen 

die kurdische Terrororganisation PKK, gegen einen angeblich islamfeindlichen Westen – bis 

ihm die Stimme fast versagte. 

 

Schuld an dem wirtschaftlichen Dilemma haben nach Erdoğans Lesart vor allem ausländische 

Mächte, die die Türkei kleinhalten möchten. Anerkannte Ökonomen sehen das anders. Ihnen 

zufolge ist die Hauptursache für den Währungsverfall die Niedrigzinspolitik, die der Präsident 

gegen den Rat der meisten Experten mit aller Gewalt durchdrückte. Und Schuld ist demnach 

auch die türkische Regierung, die das rasante Wirtschaftswachstum auf Pump finanzierte und 

deshalb in einem hohen Maß von Devisen abhängig ist. 

 

So oder so: Die wirtschaftliche Entwicklung der Türkei war in den vergangenen Jahren für 

einen Großteil der Bevölkerung wahlentscheidend. Dementsprechend ist die selbst 

verschuldete Wirtschaftskrise auch der größte Gegner für den Präsidenten bei dieser Wahl. 

Denn nun ist der Wohlstand von vielen Türkinnen und Türken ernsthaft in Gefahr, und das 

greift das Narrativ von Erdoğan an, der sich immer als Wirtschaftsgenie präsentierte. 
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Dennoch: Erdoğan ist noch im Rennen. Entscheidend bei der Wahl wird sein, wie sehr ihm 

die Instrumente, die er in den vergangenen Jahren zum Ausbau und Erhalt seiner Macht 

aufgebaut und genutzt hat, durch diese Krise helfen können. Seine politische Stärke beruht 

dabei auf folgenden Punkten: 

 

Der Amtsbonus: Was für den Präsidenten spricht 

• Erdoğan ist seit über 20 Jahren an der Macht – erst als Ministerpräsident, dann als Präsident. 

Er hat die Türkei autoritärer gemacht, hat sich einen Palast gebaut und ein Präsidialsystem auf 

sich zugeschnitten. Seine Machtfülle ist so groß, dass eine Türkei ohne Erdoğan für viele 

Menschen unvorstellbar ist. 

• Seine Partei, die konservative AKP, hat mit der laizistischen Tradition der Türkei gebrochen. 

Erdoğans Partei gab vielen konservativen Muslimen eine Stimme, die vorher staatlich 

unterdrückt gewesen waren. Somit steht ein großer Teil der Bevölkerung treu zum 

Präsidenten. 

• Daneben befeuerte Erdoğan mit seiner Politik den Nationalismus und Patriotismus, der in 

der türkischen Bevölkerung stark ausgeprägt ist. Er inszeniert sein Land als Regionalmacht 

und sieht sich in der Tradition des Osmanischen Reiches. 

• Vor der Regentschaft der AKP herrschte in der Türkei oft politisches Chaos. Es gab oft 

erfolgreiche Militärputsche, die Armee sah sich als Hüter der Verfassung und wurde zum 

mächtigen politischen Akteur. Mit Erdoğan kehrte Ruhe ein, er 

brachte Sicherheit und wirtschaftlichen Aufschwung. In der Türkei herrscht auch Angst vor 

einer Rückkehr von Armut und Gewalt. 

• Erdoğan hat die Gewaltenteilung in der Türkei aufgelöst, Medien und Justiz sind unter 

seiner Kontrolle. Dadurch bekommen seine Partei und er deutlich mehr Präsenz in den 

Medien als die Opposition. Einige seiner politischen Gegner sitzen mittlerweile im Gefängnis. 

• Ein Machtinstrument von Erdoğan war stets die Spaltung der türkischen Gesellschaft. 

Entweder man war für oder gegen ihn, einen Graubereich kannte er nicht. Die Folge sind zwei 

tief verfeindete politische Lager, und es fällt den Menschen schwer, bei einer Wahl die Seite 

zu wechseln. 

• Um Wahlen zu gewinnen, suchte sich der AKP-Chef auch immer Feindbilder, um sich 

als Verteidiger der Türkei zu inszenieren. Als seine absolute Mehrheit in Gefahr war, ließ er 

den Konflikt mit der PKK erneut eskalieren. Er erpreßte die Europäische Union mit 

Flüchtlingen, drohte Griechenland, schimpfte gegen Deutschland und die USA, und im 

Moment legt er sich mit Schweden an. Das ist Strategie. 

 

Die Opposition: Erdoğans Gegner suchen einen Anführer 

Es ist demnach vor allem seine Machtfülle, die Erdoğan auch in dieser Krise zum stärksten 

politischen Akteur macht. Sein mutmaßlich größter Konkurrent Ekrem İmamoğlu – der 

CHP-Bürgermeister von Istanbul – wurde wegen Beleidigung mit einer Haftstrafe und einem 

Politikverbot belegt. Die republikanische CHP ist derzeit die größte Oppositionspartei in der 

Türkei. Gegen die pro-kurdische HDP wiederum gibt es ein Verbotsverfahren, das 

Menschenrechtler als politisch motiviert bezeichnen. 

 

Darüber hinaus wirft Erdoğan vor seiner Schicksalswahl mit Geschenken um sich: Er hob den 

Mindestlohn um 55 Prozent an, und zwei Millionen Beschäftigte in der Türkei dürfen früher 

in Rente. Fest steht: Erdoğan kämpft mit allen Mitteln. 

 

Zuletzt verlegte der AKP-Chef die Präsidentschafts- und die Parlamentswahlen von Juni auf 

den 14. Mai vor. Das soll vor allem Druck auf die Opposition erzeugen, denn die größte 

Oppositionspartei hat bisher aus strategischen Gründen noch keinen Gegenkandidaten 
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aufgestellt. Das soll nun im Februar geschehen, und es bleiben höchstens drei Monate für den 

Wahlkampf. 

 

Wahrscheinlich ist die Opposition in der Frage zurückhaltend, weil sie die türkische 

Regierung daran hindern will, juristisch gegen einen Erdoğan-Rivalen vorzugehen. Zwar 

könnten sie noch immer İmamoğlu aufstellen, weil sein Urteil noch nicht rechtskräftig ist, 

aber das wäre sehr risikoreich. 

 

Damit stehen sich bei der Türkei-Wahl zwei Allianzen gegenüber: Erdoğans AKP im Bündnis 

mit der rechtsradikalen MHP auf der einen Seite sowie auf der anderen Seite die 

oppositionelle "Allianz der Nation", die sich aus sechs Parteien mit teilweise sehr 

unterschiedlichen Ideologien zusammensetzt. 

 

Die CHP und die nationalkonservative Iyi sind dabei mit Abstand die größten Parteien in der 

Oppositionsgruppe. Ein weiteres Bündnis bildet die pro-kurdische HDP mit kleineren 

Parteien. Der Rest der Erdoğan-Gegner hält derzeit Abstand zur HDP, weil die türkische 

Regierung ihr Nähe zur kurdischen Terrororganisation PKK vorwirft. Aber die HDP könnte 

im Parlament auch einen möglichen CHP-Präsidenten unterstützen. 

 

Die Opposition eint vor allem ein gemeinsames Ziel: Sie möchten Erdoğan loswerden. 

Mittlerweile hat die Sechserallianz ein Programm vorgestellt. Sie wollen 

die Wirtschaft stabilisieren, mit der EU erneut über Geflüchtete verhandeln und die Macht des 

Präsidenten zugunsten des Parlaments schmälern. Aber ob es am Ende für eine gemeinsame 

Regierungspolitik reicht, ist völlig offen. 

 

Die Parlamentswahlen: AKP im Umfragetief 

Zunächst einmal muß die CHP einen Gegenkandidaten für Erdoğan finden. Oppositionsführer 

und CHP-Chef Kemal Kılıçdaroğlu gilt als besonnener Vermittler, und das wäre bei der 

Größe des Bündnisses von Vorteil. Aber er gilt als schlechter Wahlkämpfer. Dagegen ist der 

Bürgermeister von Ankara, Mansur Yavaş, auch für Konservativere wählbar. Aber er ist ein 

Nationalist, und es ist fraglich, ob kurdische Wählerschichten ihn akzeptieren würden. Für die 

Opposition ist die Kandidatensuche demnach äußerst kompliziert. 

 

In vielen Umfragen lagen im direkten Vergleich mit Amtsinhaber Erdoğan vor allem Yavaş 

und İmamoğlu leicht vorne. Aber da sich Meinungsforschungsinstitute in der Türkei oft einem 

politischen Lager zuordnen lassen, sind die Ergebnisse nur wenig aussagekräftig. Mit Blick 

auf alle Erhebungen scheint nur klar zu sein: Das Rennen bei der Präsidentschaftswahl wird 

eng. 

 

Anders sieht es jedoch bei den Parlamentswahlen aus. Während Erdoğans persönliche 

Beliebtheitswerte ihm noch Chancen eröffnen, ist die AKP im Umfragetief. Im Durchschnitt 

aller Umfragen liegt Erdoğans Partei nur noch bei knapp über 30 Prozent, und zusammen mit 

der MHP ist das Bündnis weit von einer absoluten Mehrheit entfernt. Das oppositionelle 

Bündnis liegt deutlich in Führung und hat vor allem mit der HDP gute Chancen, die absolute 

Mehrheit zu erreichen. Deswegen ist es wahrscheinlich kein Zufall, daß die türkische Justiz 

nun das Verbotsverfahren anvisiert. 

 

Aber das ist nur der aktuelle Stand. Die Türkei erwartet in den kommenden Monaten eine 

heiße Wahlkampfphase. Erdoğan ist zwar durch die Wirtschaftskrise angezählt, aber noch 

lange nicht k.o. Selbst wenn er die Wahl verlieren sollte, könnte er seine Macht und den 
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Rückhalt seiner Anhänger nutzen und das Ergebnis nicht anerkennen. Eine Gefahr, die die 

Türkei noch weiter ins Chaos stürzen könnte. 

 

 

Und noch ein Wort zu den unsäglichen Koranverbrennungen: 

Mehrere westliche Länder haben ihre Konsulate in der Türkei aus Sorge vor Anschlägen 

„vorläufig“ geschlossen. Hintergrund sind islamfeindliche Aktionen in Europa wie etwa die 

Koranverbrennung in Schweden.  

 

Die Lage erinnert allmählich an den Karikaturenstreit vor 17 Jahren. Das Ganze geht auf 

einen einzigen Mann zurück, der mit dem Feuer spielt. Der rechtsextreme dänisch-

schwedische Politiker Rasmus Paludan hat sich auf Koranverbrennungen in Stadtvierteln mit 

hohem muslimischen Bevölkerungsanteil spezialisiert, und seine Provokationen sorgen für 

viel Aufregung. Wie aber kann es sein, dass dieser politische Pyromane jetzt Schweden und 

Finnland in Geiselhaft nehmen kann?  

 

Jedenfalls nutzt Erdogan die Situation maximal für sich aus und erklärt, daß Schweden bei 

seinem NATO-Beitrittswunsch nicht länger auf die Unterstützung der Türkei hoffen könne. 

Die große Frage ist außerdem, wo die Grenzen der Meinungsfreiheit verlaufen. Wenn sich 

haßerfüllte Handlungen in die Gewänder der Meinungsfreiheit und Toleranz kleiden, wird die 

Sache brisant. 

 

Paludans Koranverbrennungen könnten gleichermaßen als Spektakel, Protest oder Kunst 

aufgefaßt werden. Der Staat darf niemanden hindern, Bücher zu verlegen, kann den 

Verlagseigentümer aber auch nicht zur Publikation zwingen. Der Besitzer eines Theaters 

bestimmt den Spielplan. Niemand darf Versammlungen in angemieteten Lokalen stören. Es 

gibt also auch kein Recht, den Koran auf dem Gelände der türkischen Botschaft zu 

verbrennen. Paludan stand allerdings nicht auf türkischem Boden, sondern auf einem Gelände 

der Stadt Stockholm.  

 

Man könnte natürlich argumentieren, daß der öffentliche Raum allen gehört. Aber dann sollte 

man wenigstens auch bedenken, daß unsere Version der Meinungsfreiheit die Genehmigung 

für Aktionen in der Öffentlichkeit vorsieht, für deren Folgen hinterher niemand die 

Verantwortung übernimmt. Natürlich gibt es das Recht, etwas zu formulieren oder zu 

versuchen, andere zu überzeugen – aber eben nicht überall. 

 

Erdogan gefährdet die Sicherheit Europas 

Weshalb gefährdet Erdogan mit seiner Sturheit die Sicherheit Europas? Die Antwort ist 

einfach: In der Türkei ist Wahlkampf, und Erdogan braucht jede Stimme, um nicht abgewählt 

zu werden. Schließlich will er auch künftig mit den Großen der Welt auf einer Bühne stehen. 

Wäre Erdogan wirklich ein Staatsmann, würde er nicht wöchentlich zum Megafon greifen, 

um aller Welt seine Forderungen kundzutun, von denen einige durchaus berechtigt sind.  

 

Es stimmt, daß die Türkei Schweden seit Jahren bittet, den Aktionsradius der PKK 

einzuschränken. Schließlich wird die Arbeiterpartei Kurdistans auch in Schweden als 

Terrororganisation eingestuft. Die neue Regierung dort zeigt sich für die türkischen 

Sicherheitsinteressen empfänglicher als die vorherige. Dennoch reagiert Erdogan auf jede 

Provokation, etwa das Aufhängen einer Erdogan-Puppe oder das Verbrennen eines Korans in 

Stockholm, so, wie es die extremistischen Urheber erhoffen: Er kocht vor Wut. Beim 

heimischen Publikum kommt dieses Starke-Mann-Gehabe gut an. Für den Wahlkämpfer 



Erdogan ist es daher nicht ratsam, bei diesem Thema klein beizugeben. Im Inland bekommt er 

Beifall, im Ausland macht er sich weitere Feinde. 

 

In jedem normalen demokratischen Wettbewerb würde eine solche Inkompetenz Erdoğan die 

Präsidentschaft und die parlamentarische Mehrheit seiner Partei AKP kosten. Erdoğan aber 

agiert raffiniert. In den letzten Wochen hat er den Mindestlohn und die Gehälter im 

öffentlichen Dienst angehoben, das Rentenalter gesenkt und Kredit- und 

Schuldenerlassprogramme ausgeweitet. Es ist ein eklatanter Versuch, Stimmen zu kaufen.  

 

Was sollen die westlichen Demokratien mit Erdoğan machen – vorausgesetzt, er gewinnt 

wieder? Weitere Sanktionen, auch gegen ihn persönlich, sind eine Möglichkeit. US-Senatoren 

schlagen vor, Ankara könnten F-16-Kampfflugzeuge verweigert werden, wenn es weiterhin 

die NATO sabotiert. Festgefahrene EU-Beitrittsgespräche könnten formell auf unbestimmte 

Zeit eingefroren werden. (Quellen u.a. t-online.de)  
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